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UNTER DRUCK 
WIE LOBBYIST:INNEN DAS EU-LIEFERKETTENGESETZ 
ABGESCHWÄCHT UND VERWÄSSERT HABEN
Nach langen Verhandlungen und Verzögerungen ist am 24. Mai 2024 das EU-Lieferkettengesetz (Cor-
porate Sustainability Due Diligence Directive, kurz CSDDD) final beschlossen worden. Es verpflichtet 
Unternehmen dazu, Missstände in ihren globalen Aktivititätsketten durch menschenrechtliche und 
umweltbezogene Sorgfaltspflichten vorzubeugen und nach Möglichkeit abzustellen. Intensives Lob-
bying seitens der Wirtschaft und Politik hat zu einer Verwässerung der Richtlinie geführt, die Unter-
nehmen Schlupflöcher bietet, um ihrer Verantwortung zu entgehen.

Worum geht es?

Kinderarbeit, Umweltzerstörung, Men-

schenrechtsverletzungen: Unternehmen 

sind weltweit für eine Vielzahl von Miss-

ständen in ihren globalen Wertschöpfungs-

ketten verantwortlich und bekannt. Und 

das, obwohl es bereits seit langem diverse 

unverbindliche Richtlinien und freiwillige 

Selbstverpflichtungen gibt, durch die Un-

ternehmen ihrer Verantwortung nachkom-

men sollten. Doch es hat sich gezeigt: 

diese zeigen keine ausreichende Wirkung. 

Einer EU-Studie1 zufolge implementiert nur 

eines von drei Unternehmen freiwillig men-

schenrechtliche Sorgfaltspflichten – und 

auch das nicht auf die ganze Wertschöp-

fungskette bezogen. Daher braucht es ein 

Gesetz, das Unternehmen umfassend und 

verbindlich zur Verantwortung zieht. Die 

EU-Lieferkettenrichtlinie bietet genau diese 

Chance.

Grund für die Verzögerung im Verhandlungs-

prozess des EU-Lieferkettengesetzes war 

massives Lobbying2 von Wirtschaftsverbän-

den. Der präsentierte Text ist im Vergleich 

zur Trilog-Einigung im Dezember 2023 er-

neut abgeschwächt worden. So wurde der 

Anwendungsbereich des Gesetzes deut-

lich eingeschränkt: Lagen die Schwellen-

werte ursprünglich bei 500 Mitarbeitenden 

und 150 Millionen Euro Jahresumsatz, soll 

die Richtlinie nun nach einer mehrjährigen 

Übergangsphase nur noch für Unternehmen 

ab 1.000 Mitarbeitenden und 450 Millionen 

Euro Vorjahresumsatz gelten. Damit sind 

von der aktuellen Richtlinie fast 70% weni-

ger Unternehmen unmittelbar betroffen als 

zuvor angestrebt wurde, das heißt nur noch 

rund 5.400 statt 16.400 Unternehmen.3

Zahlreiche Investigativrecherchen und Be-

richte, darunter von NGOs wie der Corpo-

rate Europe Observatory (CEO)4, der Eu-

ropean Coalition for CORPORATE Justice 

(ECCJ)5 und dem Investigativmedium Cor-

rectiv6 weisen den massiven Einfluss von 

Lobbyist:innen, primär großer Industrie- 

und Wirtschaftsverbände, auf das EU-Lie-

ferkettengesetz nach. Dabei war es für 

Lobbyist:innen vorteilhaft, dass Gesetzge-

bungsprozesse in der EU sehr intransparent 

ablaufen und die Öffentlichkeit wenig Ein-

blicke in die Beratungen und Verhandlun-

gen bekommt.7 Die Lobbyingaktivitäten der 

letzten Jahre haben zu massiven Schlupflö-

chern im finalen Text der EU-Lieferketten-

richtlinie geführt, durch die sich Unterneh-

men ihrer Verantwortung entziehen können. 

Berichte über das Lobbying in den finalen 

Verhandlungsrunden wurden bislang noch 

nicht veröffentlicht.

Von 
Hannah Sattlecker
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Hauptakteur:innen gegen das 
EU-Lieferkettengesetz

Als Hauptakteur:innen der Lobbyarbeit ge-

gen das EU-Lieferkettengesetz können 

unter anderem der europäische Arbeitge-

berverband BusinessEurope, der Verband 

der europäischen Industrie- und Handels-

kammern (Eurochambres), verschiedene 

deutsche und französische Unternehmens-

verbände wie der Bundesverband der Deut-

schen Industrie (BDI), die französischen 

Unternehmensverbände AFEP und MEDEF 

sowie der dänische Arbeitgeberverband DI 

ausgemacht werden.8 Österreichische Mit-

glieder finden sich sowohl bei BusinessEu-

rope (Industriellenvereinigung, IV) als auch 

bei Eurochambres (Wirtschaftskammer, 

WKÖ). Zum Europäischen Markenverband 

AIM gehört auch der MAV, der Österreichi-

sche Verband der Markenartikelindustrie. 

In Österreich haben sich vor allem die In-

dustriellenvereinigung, die Wirtschaftskam-

mer und Wirtschaftsminister Martin Kocher 

bis zuletzt gegen das EU-Lieferkettengesetz 

ausgesprochen. Bedenken wurden insbe-

sondere hinsichtlich möglicher Auswirkun-

gen des EU-Lieferkettengesetzes auf den 

österreichischen Wirtschaftsstandort und 

kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

ausgesprochen.9

Lobbyaktivitäten rund um die 
Verhandlungsphasen des EU-
Lieferkettengesetzes

Vor dem Gesetzesentwurf –  
wie das Lobbying seinen Lauf nahm
Recherchen haben gezeigt, dass die Lob-

bybemühungen von Wirtschaftsverbän-

den wie BusinessEurope bereits begannen, 

kurz nachdem der EU-Justizkommissar 

Didier Reynders im April 2020 angekündigt 

hatte, 2021 einen Legislativvorschlag für ein 

EU-Lieferkettengesetz vorlegen zu wollen. 

Der angekündigte Richtlinienentwurf strebte 

einen sektorenübergreifenden Ansatz an und 

sah verbindliche Sorgfaltspflichten, Sanktio-

nen und Klagemöglichkeiten für Betroffene 

vor.10 Der europäische Arbeitgeberverband 

BusinessEurope, einer der offenkundigen 

Gegner des EU-Lieferkettengesetzes und 

einer der größten Unternehmenslobbyver-

bände in Europa, begann bereits ab Juli 

2020 damit, auf die vermeintlich negativen 

Auswirkungen für Unternehmen gegenüber 

der EU-Kommission und EU-Justizkommis-

sar Didier Reynders hinzuweisen.11

Rund um die EU-Konsultation
Im Oktober 2020 startete die EU-Kommis-

sion den Konsultationsprozess zum ange-

kündigten EU-Lieferkettengesetz. Während 

sich einzelne Unternehmen für ein ambitio-

niertes EU-Lieferkettengesetz aussprachen, 

waren Wirtschaftsverbände strikt dage-

gen. Verbände forderten unter anderem die 

umfassende Anerkennung von freiwilligen 

Brancheninitiativen. Weitere Forderungen 

bezogen sich auf eine abgeschwächte Im-

plementierung der Sorgfaltspflichten und 

die Eliminierung der zivilrechtlichen Haftung. 

Durch diese können Betroffene von Men-

schenrechtsverletzungen oder Umweltschä-

den Entschädigung einklagen. BusinessEu-

rope wurde aufgrund seiner guten Kontakte 

zur EU-Kommission auch bereits als „To-

desstern der Konzernlobby“ betitelt.12

Der legislative Initiativbericht des  
Europäischen Parlaments (EP)
Am 10. März 2021 stimmte das Europäi-

sche Parlament mit einer breiten Mehrheit, 

inklusive CDU-Abgeordneten, für den le-

gislativen Initiativbericht des Rechtsaus-

schusses.13 Dieser ist ein Instrument, mit 

dem das EU-Parlament die EU-Kommission 

zum Handeln aufrufen kann. In diesem Be-

CSDDD unter Druck: Wie Lobbyist:innen das EU-Lieferkettengesetz abgeschwächt und verwässert haben
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richt forderte das EP einen ambitionierten 

Gesetzesvorschlag, für den bis auf die Ab-

geordneten der ÖVP (Ausnahme: Othmar 

Karas) alle österreichischen EU-Abgeord-

neten stimmten.14 Der Vorschlag alarmierte 

die Wirtschaftslobby. Unter anderem warnte 

die CDU/CSU-nahe Mittelstands- und Wirt-

schaftsunion (MIT) einen Tag nach der Ab-

stimmung in einem Schreiben an das deut-

sche Wirtschaftsministerium (BMWi) vor der 

Schwächung der „Erfolge“ des deutschen 

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes, wor-

aufhin das BMWi mit der Organisation einer 

Videokonferenz zur Planung von Maßnah-

men Offenheit gegenüber den Forderungen 

signalisierte. Die MIT war auch maßgeblich 

an den Lobbybemühungen gegen das deut-

sche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 

beteiligt.15

Reaktion der EU-Kommission und des RSB

Trotz über 100 Anfragen und Einladungen di-

verser Lobbygruppen nach Veröffentlichung 

des EP-Berichts reagierten EU-Justizkom-

missar Reynders und sein Kabinett mit rund 

30 Treffen mit Lobbygruppen im Jahr 2021 

verhalten. Der Bericht „Inside Job“ sieht 

in der Zurückhaltung der Generaldirektion 

Justiz und Verbraucher (JUST) einen we-

sentlichen Grund für die Änderung der Lob-

byingstrategien der Wirtschaftsverbände.16

Ab März 2021 begannen Lobbyverbände, 

allen voran der Verband der dänischen In-

dustrie (DI), den Ausschuss für Regulie-

rungskontrolle der EU-Kommission (RSB) 

zu kontaktieren und ihre Standpunkte und 

Forderungen zum EU-Lieferkettengesetz 

anzubringen. Das Regulatory Scrutiny 

Board (RSB) ist ein EU-Gremium, das da-

für zuständig ist, die Folgen der von der 

EU-Kommission geplanten Gesetze auf ihre 

Auswirkungen auf die Umwelt, die Gesell-

schaft und die Wirtschaft zu überprüfen. Der 

RSB hat die Möglichkeit, die von der Kom-

mission erstellten Entwürfe zur Folgenab-

schätzung abzulehnen, wenn es darin we-

sentliche negative Auswirkungen für die ge-

nannten Bereiche sieht. Die Kritik am RSB 

betrifft primär seine Agenda zur „Besseren 

Rechtsetzung", durch die Wirtschaftsinter-

essen gefördert und Regulierungsversuche 

geschwächt werden. Das wird auch darin 

deutlich, dass mehr als 90% der 23 Treffen 

des RSB seit 2015 mit externen Akteur:in-

nen mit Vertreter:innen von Wirtschaftsver-

bänden bzw. wirtschaftsnahen Think-Tanks 

stattfanden, drei davon mit BusinessEu-

rope.17 Eine Studie der AK Wien und der 

Organisation LobbyControl zeigt außerdem 

einen Mangel an Transparenz und Rechen-

schaftspflicht des RSB auf, was seine Arbeit 

sehr intransparent und eine Neuausrichtung 

seiner Arbeit notwendig macht.18 Der RSB 

nahm in diesem Fall zweimal von der Mög-

lichkeit Gebrauch, sein Veto einzulegen und 

stimmte gegen die Folgenabschätzung der 

EU-Kommission zum geplanten EU-Liefer-

kettengesetz, was zu einer Verzögerung des 

Gesetzesentwurfes um mindestens acht 

Monate führte.

Lobbyforderungen  
und -argumente

Forderungen
Die zentralen und immer wieder vorge-

brachten Forderungen unterschiedlicher 

nationaler und europäischer Wirtschaftsver-

bände bezogen sich sowohl auf die Verwäs-

serung der Sorgfaltsplichten als auch auf 

die Abschwächung oder gar Abschaffung 

der zivilrechtlichen Haftung. Durch Zwei-

tere wird sichergestellt, dass Betroffene von 

Menschenrechtsverletzungen oder Umwelt-

schäden Entschädigung einklagen können. 

In Bezug auf die Sorgfaltspflichten forderten 
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Wirtschaftsverbände eine Einschränkung 

des EU-Lieferkettengesetzes auf die erste 

Zuliefererstufe (Tier-1) sowie eine Beschrän-

kung des Anwendungsbereiches auf grö-

ßere Unternehmen. Außerdem sprachen sie 

sich gegen klimabezogene Sorgfaltspflich-

ten aus und wollten nicht für die Ergebnisse 

ihrer Sorgfaltspflichten zur Verantwortung 

gezogen werden können. In Bezug auf die 

zivilrechtliche Haftung wurde eine „Safe 

Harbor”-Klausel gefordert, also ein de facto 

Haftungsausschluss, etwa bei Vorliegen be-

stimmter Zertifizierungen.19

Interessant ist es, die Taktiken und Argu-

mente jener Unternehmen und Verbände zu 

betrachten, die angeblich ein EU-Lieferket-

tengesetz unterstützten, es jedoch durch 

verschiedene Strategien zu schwächen ver-

suchten. 

Argumente
Wie der von NGOs verfasste Bericht20 zum 

Lobbying zeigten, waren in diesem Kontext 

Argumente wie die Stärkung von „positiven 

Anreizen“ für Unternehmen, die Betonung 

von „pragmatischen Maßnahmen“ und die 

Anerkennung von Brancheninitiativen zen-

tral. Sowohl einflussreiche Unternehmens-

lobbygruppen wie der Markenverband AIM 

und der Wirtschaftsverband Amfori, als 

auch große Einzelunternehmen wie H&M 

und Mars, nutzten diese und ähnliche Ar-

gumente, um sich nach außen hin als Be-

fürworter:innen eines „machbaren“ EU-Lie-

ferkettengesetzes zu präsentieren, in Wirk-

lichkeit aber versuchten, es durch diese 

Vorschläge und Forderungen massiv abzu-

schwächen.

Auch die Schokoladenindustrie mit Akteu-

ren wie der Europäischen Kakaovereinigung 

(ECA) und Unternehmen wie Mondelez prä-

sentierten sich als Unterstützer:innen. Dabei 

haben gerade in diesem Sektor bisherige 

Bemühungen zur Minderung von Missstän-

den, vor allem in Bezug auf Kinderarbeit 

und Abholzung, kaum gefruchtet. Neben 

der Stärkung von angeblich erfolgreichen 

freiwilligen Selbstverpflichtungen und dem 

Wunsch eines umsetzbaren Gesetzesrah-

mens ohne „übermäßigen Risiken“ war eine 

vielfach geäußerte Forderung auch die nach 

einer „Safe Harbor”-Klausel. Getarnt als 

Möglichkeit einer stärkeren Anerkennung 

freiwilliger Selbstverpflichtungen und einem 

Schutz vor Rechtsunsicherheit und Sank-

tionsmaßnahmen, sollte es in Wirklichkeit 

Betroffenen weiterhin erschwert werden, 

Unternehmen zu verklagen.

Was hinter diesen Argumenten steht
Die Wortwahl und Argumente verschleiern, 

dass wesentliche Elemente der EU-Liefer-

kettenrichtlinie durch diese Lobbyingver-

suche abgeschwächt oder sogar eliminiert 

werden sollten: mit der Forcierung „positiver 

Anreize“ sowie „freiwilliger Brancheninitia-

tiven“ sprach man sich indirekt gegen die 

Verbindlichkeit von menschenrechtlichen 

und umweltbezogenen Sorgfaltspflichten 

aus, die den Kern der Lieferkettenrichtline 

bilden. Die Kritik an „zu strikten Haftungs-

regimen“ sowie „rechtlicher Unsicherheit“ 

kann in erster Linie als der Versuch der 

Schwächung bzw. Ablehnung der zivilrecht-

lichen Haftung verstanden werden. Die Idee 

eines „umsetzbaren“ Gesetzesrahmens im-

pliziert insbesondere eine Beschränkung 

der Sorgfaltspflichten auf die erste Zuliefe-

rerstufe (Tier-1) und damit die Verhinderung 

einer umfassenden und wirkungsvollen 

Risikoanalyse und -minimierung. Um eine 

wirkungsvolle Umsetzung von Sorgfalts-

pflichten zu garantieren, ist es wesentlich, 

dass sich diese auf die gesamte Wertschöp-

fungskette beziehen und damit der Produk-

tion nachgelagerte Aktivitäten einschließen. 

CSDDD unter Druck: Wie Lobbyist:innen das EU-Lieferkettengesetz abgeschwächt und verwässert haben
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Wenngleich diese Argumente mit der Be-

hauptung, das EU-Lieferkettengesetz ‚ver-

bessern‘ zu wollen, vorgebracht wurden - in 

Wirklichkeit zielten sie auf eine massive Ab-

schwächung der Richtlinie ab.21

Ausnahmen für den Finanzsektor

Auch gegen die umfassende Inklusion des 

Finanzsektors in das EU-Lieferkettengesetz 

wurde heftig lobbyiert22. Während einige 

Branchenverbände wie die niederländische 

Bankiersvereinigung die Idee einer solchen 

Richtlinie unterstützten, stellten sich Finanz-

dienstleister wie BlackRock von Anfang an 

gegen den Einbezug der Finanzbranche in 

das EU-Lieferkettengesetz. Als politischer 

Hauptakteur kann vor allem der französi-

sche Präsident Emmanuel Macron gesehen 

werden, der sich gemeinsam mit anderen 

konservativen und liberalen politischen 

Kräften sowie Lobbyist:innen aus dem Fi-

nanzsektor dafür einsetzte, eine Ausnahme-

regelung für den Finanzsektor zu erzielen. 

Letztendlich wurde der Finanzsektor zwar 

einbezogen, jedoch blieb sein Kerngeschäft 

in der nachgelagerten Wertschöpfungskette 

– also Finanzdienstleistungen und -produkte, 

die an Geschäftspartner verkauft werden 

und besonders relevant für menschenrecht-

liche und umweltbezogene Sorgfaltspflich-

ten sind – ausgespart.

Nationale Gesetze nutzen

Unterschiedliche Analysen23 und Berichte24 

zeigen auf, wie bestehende nationale Ge-

setze von der Lobby gegen das EU-Lieferket-

tengesetz instrumentalisiert wurden, um das 

EU-Lieferkettengesetz schwach zu gestalten 

oder gar bestehende nationale Gesetze zu 

verwässern. Der Bundesverband der Deut-

schen Industrie (BDI) hat sich beispielsweise 

zunächst für ein EU-Regelwerk anstatt eines 

nationalen Gesetzes ausgesprochen. Je-

doch waren die Forderungen, die der BDI im 

Rahmen der Konsultation an die EU-Kom-

mission stellte, so angelegt, dass sie die 

EU-Richtlinie noch schwächer ausgestaltet 

hätten als das bestehende, nationale Lie-

ferkettensorgfaltspflichtengesetz. Unter den 

Forderungen war auch die Etablierung einer 

sogenannten „Positivliste“ für ‘unbedenkli-

che’ Länder wie Kanada oder Australien, die 

von den Sorgfaltspflichten ausgenommen 

werden sollen. Die Konsequenz eines nach 

BDI-Wünschen gestalteten EU-Lieferketten-

gesetzes wäre nicht nur ein schwacher euro-

päischer Gesetzesrahmen, sondern gleich-

zeitig die deutliche Schwächung nationaler 

Regelungen gewesen.

In Frankreich nutzten Konzerne wie Total-

Ener gies und der Lobbyverband AFEP ihre 

Erfahrungen mit dem französischen Liefer-

kettengesetz, um 2020 bei der Generaldi-

rektion Justiz & Verbraucher (JUST) für ein 

abgeschwächtes EU-Lieferkettengesetz 

zu lobbyieren. Ab Dezember 2020, als klar 

wurde, dass ein EU-Lieferkettengesetz je-

denfalls von der Kommission vorgelegt 

werden wird, präsentierte sich AFEP plötz-

lich als Befürworter eines „pragmatischen“ 

EU-Lieferkettengesetzes. Die Forderungen, 

die sich vor allem auf die Verwässerung 

verbindlicher Sorgfaltspflichten und der zi-

vilrechtlichen Haftung bezogen, sind nicht 

überraschend: Sowohl TotalEnergies als 

auch ein Mitglied von AFEP sind im Rahmen 

des französischen Lieferkettengesetzes 

aufgrund von Menschenrechtsverletzungen 

und Umweltschäden geklagt worden.25

Von Risiko- und Positivlisten

Der deutsche Konzern REWE brachte Ende 

Dezember 2020 einen eigenen ‘Vorschlag‘26 

für ein EU-Lieferkettengesetz ein. Die 

CSDDD sollte sich an der IUU-Verordnung 

orientieren, einem EU-weiten System zur 

Bekämpfung illegaler Fischerei. Ein solches 

CSDDD unter Druck: Wie Lobbyist:innen das EU-Lieferkettengesetz abgeschwächt und verwässert haben
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Modell würde den Schwerpunkt des EU-Lie-

ferkettengesetzes, ähnlich wie bei der vom 

BDI geforderten „Positivliste“, von den Un-

ternehmen auf die Staaten verlagern, und 

den Umfang der Sorgfaltspflichten durch 

länderspezifische Risikolisten einschränken.

Die deutschen CDU-Abgeordneten Daniel 

Caspary und Thomas Heilmann forderten im 

Jänner 2021 ebenfalls ein sogenanntes „di-

gitales Lieferkettenregister“ nach Vorbild der 

IUU-Verordnung. Auch Wirtschaftsminister 

Kocher sprach sich für einen sogenann-

ten „Listenansatz“ aus27, der Unternehmen 

in „positive“ und „negative“ Listen aufteilen 

würde. Die Einbeziehung dieses Ansatzes 

würde bedeuten, dass der Präventionsas-

pekt, der mit Sorgfaltspflichten einhergeht, 

wegfallen würde.28

Entwicklungen in Deutschland 
und Österreich

Eine Correctiv-Recherche29 vom Jänner 

2023 zeigte auf, wie die deutsche Bundes-

regierung, vor allem die FDP, im Rahmen 

der Allgemeinen Ausrichtung des Rats 

im Herbst 2022 eine Abschwächung des 

EU-Lieferkettengesetzes vorangetrieben 

hat und damit direkt auf die Forderungen 

von deutschen Wirtschaftsverbänden ein-

gegangen ist. Insbesondere lobbyierten 

die FDP und Wirtschaftsverbände wie der 

Bund Deutscher Industrie (BDI) für die Ein-

führung einer „Safe Harbor“-Klausel. Auch 

klimabezogene Sorgfaltspflichten sollten 

eingeschränkt werden, indem keine Sank-

tionen für Unternehmen gelten sollten, die 

ihre Klimaziele nicht erreichen. Während 

die SPD und die Grünen für ein stärkeres 

Gesetz eintraten, stellte sich insbesondere 

Bundesjustizminister Marco Buschmann 

von der FDP dagegen. Die FDP und die 

deutsche Wirtschaftslobby scheinen je-

doch erheblichen Einfluss auf die Position 

der deutschen Bundesregierung genom-

men zu haben, insbesondere in Bezug auf 

die Forderungen zur Abschwächung des 

EU-Lieferkettengesetzes.

Ein weiterer Bericht30 zeigt, wie ein Groß-

teil der politischen Forderungen aus Posi-

tionspapieren und Briefen von Wirtschafts-

verbänden, vor allem vom Verband der 

Chemischen Industrie (VCI) und dem Bun-

desarbeitgeberverband Chemie (BAVC) 

von Abgeordneten der CDU, CSU und der 

FDP kopiert wurden. Das betrifft vor allem 

die Forderung nach einer Beschränkung 

der Reichweite der Sorgfaltspflichten auf 

die vorgelagerte Wertschöpfungskette 

(upstream). Problematisch ist dabei vor 

allem, dass den Interessen der Wirtschaft 

durch regelmäßigen Austausch und Tref-

fen mit Regierungsvertreter:innen und 

Abgeordneten deutlich mehr Beachtung 

geschenkt wurde als Vertreter:innen der Zi-

vilgesellschaft.

Interessenskonflikte einer 
CSU-Abgeordneten

Bleibt man beim Lobbying deutscher Euro-

paabgeordneter, so sind besonders die Akti-

vitäten Angelika Nieblers von der deutschen 

CSU relevant, die neben ihrer Funktion als 

Abgeordnete als Vorstandsmitglied bei der 

TÜV SÜD-Stiftung und in einer „freiberufli-

chen Tätigkeit“ (Of Counsel) in der US-An-

waltskanzlei Gibson, Dunn & Crutcher aktiv 

ist, für die sie jeweils rund € 1.000-5.000 

monatlich verdient. 31 Die TÜV SÜD Stiftung 

ist Miteigentümerin des Zertifizierungsun-

ternehmens TÜV SÜD. Das Unternehmen 

hat im Jahr 2018 eine positive Prüfung für 

den Damm in der Eisenerzmine von Bru-

madinho in Brasilien ausgestellt. Im Jänner 

2019 kam es zum Dammbruch. Die dadurch 

ausgelöste Schlammlawine hat über 270 

Menschen in den Tod gerissen. Durch die 
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Zertifizierung der Sicherheit des Damms ist 

TÜV SÜD damit mitverantwortlich für diese 

Katastrophe. TÜV SÜD versuchte ebenso, 

bei EU-Politiker:innen in Bezug auf das 

EU-Lieferkettengesetz zu lobbyieren. Durch 

diese Nebentätigkeiten entstehen mehr-

fach Interessenkonflikte für Angelika Nie-

bler. Diese betreffen Nieblers Funktion als 

Abgeordnete für das EU-Parlament, vor al-

lem aber ihre Rolle für das CSDDD-Dossier. 

Auch wenn Niebler die fehlende Unabhän-

gigkeit abstreitet, ist klar ersichtlich, dass 

die von ihr kurzfristig eingebrachten, zahl-

reichen Abänderungsanträge mit Vorteilen 

für TÜV SÜD und dessen Klient:innen ver-

knüpft waren und auch den Interessen der 

Anwaltskanzlei entgegenkamen. 

Öffentliche Debatten in Österreich

Noch im Jahr 2022 hat die ÖVP-Delega-

tionsleiterin im EP, Angelika Winzig, Sorg-

faltspflichten nicht per se kritisiert. Die 

spätere Kritik von ÖVP-Politiker:innen an 

der CSDDD, war jedoch direkt gegen das 

EU-Lieferkettengesetz gerichtet. Nachdem 

am 15.3.2024 im AStV eine Mehrheit er-

zielt werden konnte, schrieb MEP Angelika 

Winzig in einer OTS-Aussendung32 von ei-

nem unausgereiften Gesetz und bürokrati-

schen Hürden. MEP Haider (FPÖ) brachte 

in einer OTS-Aussendung33 vom 15.12.2023 

nicht nur vermeintliche Kritikpunkte an der 

CSDDD vor (bezüglich Bürokratie, Haftung 

und Wettbewerbsfähigkeit), sondern dif-

famierte auch Arbeitslose und Arbeitneh-

mer:innen. Zudem stellte er notwendige 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Klimak-

rise in Frage. Bei den NEOS gab es sowohl 

Stimmen für und gegen die CSDDD. So-

wohl die FPÖ als auch die NEOS änderten 

im Verlauf des Verhandlungsprozesses zum 

EU-Lieferkettengesetz ihre Position und 

stimmten letztendlich dagegen (FPÖ) oder 

enthielten sich (NEOS).

Darüber hinaus war für die Debatte in Ös-

terreich auch eine Studie34 relevant, die 

vom Kieler Institut für Weltwirtschaft im 

Auftrag des deutschen Arbeitgeberver-

bands Gesamtmetall verfasst wurde. Leiter 

des Kieler Instituts und Mitautor der Studie 

war zum damaligen Zeitpunkt Gabriel Fel-

bermayr, der aktuell dem österreichischen 

Wirtschaftsforschungsinstitut (WIFO) vor-

steht. Die politischen Empfehlungen35 des 

vor einem Jahr gegründeten Lieferkettenin-

stituts (ASCII), sowie die Argumente, die 

Wirtschaftsminister Martin Kocher gegen 

das EU-Lieferkettengesetz vorgebracht hat, 

ähneln den in der Studie vorgebrachten Ar-

gumenten.

In der Argumentation werden  
drei Parallelen deutlich: 

 èDie Argumentation, dass die CSDDD 

negative Effekte auf den Globalen 

Süden36 haben könnte, auch mit Verweis 

auf entwicklungspolitische Aspekte

 èDie Forderung nach einem  

„Listenansatz“37

 èDer Verweis auf WTO-Recht und  

Protektionismus (wurde von Minister 

Martin Kocher am 9.2. in einer  

APA-Aussendung erwähnt)

Schlussendlich enthielt38 sich Österreich bei 

allen Abstimmungen im COREPER und im 

COMPET zum EU-Lieferkettengesetz.

Position der österreichischen Ministerien

In Österreich sind zwei Ministerien für die 

EU-Lieferkettenrichtlinie zuständig: Das 

Bundesministerium für Justiz (BMJ) so-

wie das Bundesministerium für Arbeit und 

Wirtschaft (BMAW). Während die grüne 

Justizministerin Zadić die EU-Lieferketten-

richtlinie von Anfang an unterstützte39, kam 

vonseiten des Arbeits- und Wirtschaftsmi-
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nisters Kocher Ablehnung. In zwei einander 

widersprechenden Beantwortungen einer 

parlamentarischen Anfrage zwischen Jus-

tiz-40 und Finanzministerium41 wurde über-

dies die Rolle des Finanzministeriums bei 

der von Bundesminister Kocher gewünsch-

ten Ausnahme des Finanzsektors offenbar.

Und was hat das Lobbying gebracht?

Die Lobbying-Bemühungen haben insbe-

sondere im Hinblick auf den eingeschränkten 

Anwendungsbereich der Richtlinie Wirkung 

gezeigt, da ein großer Teil der ursprünglich 

betroffenen Unternehmen im finalen EU-Lie-

ferkettengesetz nicht mehr erfasst ist. Die 

Reichweite der Sorgfaltspflichten wurde 

stark eingeschränkt und gilt nur entlang der 

sogenannten Aktivitätskette. Für die Defi-

nition einer solchen wird die vorgelagerte 

Wertschöpfungskette und einzelne Teile der 

nachgelagerten Wertschöpfungskette ver-

wendet. Bezüglich der nachgelagerten Wert-

schöpfungskette gibt es jedoch große Schlu-

pflöcher. Der Finanzsektor ist weitestgehend 

nicht erfasst. Es gibt keine Klimasorgfalts-

pflichten. Allerdings beinhaltet das EU-Lie-

ferkettengesetz Vorschriften für einen Klima-

plan. Positiv zu sehen ist, dass die zivilrecht-

liche Haftung sowie Verbesserungen für Be-

troffene hinsichtlich des Zugangs zum Recht 

in der Richtlinie enthalten sind. Die Safe-Har-

bor-Klausel wurde entgegen den Interessen 

der Wirtschaft nicht in das EU-Lieferketten-

gesetz einbezogen.

Fazit

Während der gesamten Verhandlungs- und 

Abstimmungsphase des EU-Lieferkettenge-

setzes wurde erhebliches Lobbying betrie-

ben, um die Richtlinie abzuschwächen und 

zu verwässern. Die größten und einfluss-

reichsten Akteure in diesem Lobbying wa-

ren große europäische Wirtschaftsverbände. 

Neben diesen Verbänden und bestimmten 

Unternehmen lobbyierten auch Politiker:in-

nen, insbesondere von der CDU/CSU und 

der FDP, gegen das EU-Lieferkettengesetz. 

Das Regulatory Scrutiny Board (RSB) der 

EU-Kommission hat zwar selbst keine ak-

tive Lobbyarbeit betrieben, kann jedoch auf-

grund seiner wirtschaftsnahen Interessen 

als ein wesentlicher Faktor für die Durch-

setzung von Lobbying-Bemühungen ange-

sehen werden. Durch die Lobbying-Bemü-

hungen wurde die Richtlinie in wesentlichen 

Bereichen verwässert und abgeschwächt, 

nicht zuletzt durch die eingeschränkte Defi-

nition der Wertschöpfungskette.
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Die Einflussnahme rund um das EU-Lie-

ferkettengesetz macht deutlich, wie stark 

Lobbyarbeit politische Entscheidungen 

beeinflussen kann, was die Notwendigkeit 

einer ausgewogenen und transparenten 

Entscheidungsfindung und der Vermeidung 

von Interessenskonflikten unterstreicht. Für 

den Prozess der nationalen Umsetzung des 

EU-Lieferkettengesetzes wird es daher zent-

ral sein, den Einfluss der Wirtschaftslobby zu 

begrenzen und sicherzustellen, dass die auf 

EU-Ebene beschlossenen Mindestvorgaben 

auf nationaler Ebene möglichst ambitioniert 

umgesetzt werden, um ein starkes, nationa-

les Lieferkettengesetz zu gewährleisten.

Hannah Sattlecker, Projektmitarbeiterin bei NeSoVe, 
arbeitet zu Themen rund um das EU-Lieferkettengesetz

hannah.sattlecker@nesove.at
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EDITORIAL 
Die Europäische Union und große Teile der Welt sind nun schon seit 
geraumer Zeit geprägt von Krisen. Aber wie ist es zu den Problemen ge-

kommen, vor denen wir heute stehen? Und wie lassen sie sich lösen? Die 

neue Ausgabe des EU-Infobriefs greift einige Themenfelder auf, um diesen 

Fragen nachzugehen.

In den ersten beiden Beiträgen informieren wir über kritische Infrastruktu-

ren sowie über das sogenannte „Regulatory Scrutiny Board“ und zeigen 

dabei auf, wie es überhaupt erst zu den strukturellen Problemen kommt, 

mit denen die EU zu kämpfen hat. Warum es am EU-Binnenmarkt entge-

gen der Feierlaune von Wirtschaftsvertreter:innen nicht wirklich Grund zum 

Jubeln gibt, analysiert der dritte Artikel. Wieder einmal in einer handfesten 

Krise befindet sich der Bankensektor wie ein weiterer Beitrag darstellt. Drei 

weitere Artikel – zu den kritischen Rohstoffen, zum Lieferkettengesetz und 

zum REPowerEU-Programm im Zuge der Energiewende – zeigen einerseits 

die Problematik in verschiedenen Sektoren, aber auch Lösungsansätze auf. 

Leider noch kein Ende gefunden hat der Angriffskrieg Russlands auf die 

Ukraine. Wie es den ukrainischen Gewerkschaften in dieser Situation geht, 

beschreibt ein weiterer Artikel in dieser Ausgabe. In dieser Ausgabe eben-

falls enthalten ist ein Beitrag zum Mercosur-Handelsabkommen. Eine Buch-

rezension zum „herrschaftlichen Geltungskonsum“ rundet das Bild zu der 

neuen EU-Info brief-Ausgabe ab.
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